
 

Die Untere Jagdbehörde des Kreises Mettmann erlässt folgende 
 
 

Allgemeinverfügung 
 
 

1. Die Schonzeit für Schmalrehe und Böcke wird im gesamten Kreis Mettmann für folgende 
Zeiträume aufgehoben: 
 

• 01. April 2021 bis 30. April 2021 

• 01. April 2022 bis 30. April 2022 

• 01. April 2023 bis 30. April 2023 

• 01. April 2024 bis 30. April 2024 

 
2. Die Jagd darf in den unter Ziffer 1 genannten Zeiträumen ausschließlich an Aufforstungs-

flächen, Wiederbewaldungsflächen sowie Verjüngungsflächen stattfinden. Vor einer Beja-
gung hat eine Abstimmung mit den Waldbewirtschaftern zu erfolgen, auf welchen konkreten 
Flächen eine Bejagung zur Vermeidung von übermäßigen Wildschäden tatsächlich erfor-
derlich erscheint. Hierbei ist ein strenger Maßstab anzulegen. 
 

3. Die Strecke der im Rahmen der Schonzeitaufhebung erlegten Schmalrehe und Böcke ist 
bis zum 31. Mai des jeweiligen Jahres an die Untere Jagdbehörde zu melden. 
 

4. Den Widerruf dieser Allgemeinverfügung behalte ich mir vor.  
 

5. Die sofortige Vollziehung der unter Ziffer 1 und Ziffer 2 getroffenen Anordnungen wird ge-
mäß § 80 Absatz 2 Nummer 4 der Verwaltungsgerichtsordnung vom 19.03.1991 (BGBl. I 
S. 686) angeordnet.  

 
6. Diese Allgemeinverfügung wird gemäß § 41 Abs. 3 und 4 VwVfG NRW öffentlich bekannt 

gemacht und gilt am auf die Bekanntmachung folgenden Tag als bekannt gegeben. 
 
 
Zu Ziffer 1: 
 
Das Ministerium für Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz des Landes Nord-
rhein-Westfalen regelte mit dem Erlass „Jagdliche Maßnahmen zur Unterstützung der Wieder-
bewaldung nach den Kalamitätsschäden in den Wäldern von Nordrhein-Westfalen“ vom 
31.01.2020, dass durch die Unteren Jagdbehörden die Schonzeit zur Vermeidung von über-
mäßigen Wildschäden für Gebiete mit hohen Kalamitätsschäden für Schmalrehe und Böcke 
in Niederungsgebieten in der Zeit vom 01. April bis zum 30. April aufzuheben ist.  
Der gesamte Kreis Mettmann wurde vom Landesbetrieb Wald und Holz als Hauptschadens-
gebiet deklariert. Aufgrund der Höhenlage des Kreises Mettmann unter 450 m zählt dieser zu 
den Niederungsgebieten. 
 



 

Gemäß § 22 Absatz 1 des Bundesjagdgesetzes (BJagdG) in Verbindung mit § 24 Absatz 2 
des Landesjagdgesetzes Nordrhein-Westfalen (LJG-NRW) kann die Untere Jagdbehörde die 
Schonzeit für bestimmte Gebiete oder einzelne Jagdbezirke insbesondere zur Vermeidung 
von übermäßigen Wildschäden aufheben. 
 
Nach dem Erlass des Ministeriums vom 31.01.2020 ist die Schonzeitaufhebung, wie unter Zif-
fer 1 genannt, notwendig, um übermäßige Wildschäden zu vermeiden, die anstehende Wie-
derbewaldungsmaßnahmen gefährden würden.  
Die jagdliche Maßnahme der Schonzeitaufhebung dient zur Unterstützung der Wiederbewal-
dung nach den Kalamitätsschäden in den Wäldern von Nordrhein-Westfalen.  
Es wird daher die in § 1 Absatz 1 Nummer 17 der Verordnung über die Jagdzeiten in Verbin-
dung mit § 1 der Landesjagdzeitenverordnung des Landes Nordrhein-Westfalen festgelegte 
Schonzeit für Rehwild zur Vermeidung übermäßiger Wildschäden entsprechend der in Ziffer 1 
genannten Zeiten für Schmalrehe und Böcke aufgehoben. 
Der Jagdbeirat wurde zum Erlass der Allgemeinverfügung zur Schonzeitaufhebung gehört. 
 
 
Zu Ziffer 2: 
 
Die Schonzeitaufhebung nach Ziffer 1 gilt ausschließlich an Aufforstungsflächen, Wiederbe-
waldungsflächen und Verjüngungsflächen. 
 
Für die Erteilung einer Schonzeitaufhebung ist grundsätzlich eine Abwägung zwischen dem 
durch das Rehwild zu erwartenden Schaden und dem Tierschutz erforderlich. Der Tierschutz 
ist als Staatsziel in Art. 20a des Grundgesetzes verankert, wodurch die besondere Stellung, 
die dem Schutz der Tiere beigemessen wird, belegt wird. Dieser Gedanke schlägt sich im 
Tierschutzgesetz nieder. Eine Schonzeitaufhebung steht grundsätzlich dem in § 1 TierSchG 
normierten Grundsatz des Tierschutzgesetzes entgegen, nach dem niemand einem Tier ohne 
vernünftigen Grund Schmerzen, Leiden oder Schäden zufügen darf. Der Tod ist der größte 
Schaden, der einem Tier widerfahren kann. Auf Grund der Verantwortung des Menschen für 
das Tier als Mitgeschöpf besteht ein besonderes öffentliches Interesse, das Leben von Tieren 
zu schützen und ihr Wohlbefinden zu gewährleisten.  
 
Eine Schonzeitaufhebung hat ausschließlich auf den durch das Rehwild konkret gefährdeten 
Flächen zur Wiederbewaldung zu erfolgen. Daher wurde gemäß § 36 Absatz 2 Nr. 4 des Ver-
waltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (VwVfG) die Auflage erteilt, 
dass vor einer Bejagung eine Abstimmung mit den Waldbewirtschaftern darüber zu erfolgen 
hat, auf welchen konkreten Flächen eine Bejagung zur Vermeidung von übermäßigen Wild-
schäden erforderlich ist. 
 
Da sich das Rehwild im April noch im Stoffwechseltief mit hohem Ruhebedürfnis befindet, hat 
im Hinblick auf den Tierschutz im Einzelnen eine konkrete Abwägung zu erfolgen, ob ein Ab-
schuss zwingend erforderlich ist. Hierdurch soll sichergestellt werden, dass der Schaden, der 
den Tieren durch die Schonzeitaufhebung entsteht, in einem möglichst geringen Maß gehalten 
wird.  
 
Die Bejagung auf landwirtschaftlichen Flächen oder auch in Waldbeständen, die nicht in Ver-
jüngung stehen, ist nicht Ziel dieser Allgemeinverfügung und daher nicht zulässig. Eine Be-
standsreduzierung soll insbesondere im Rahmen der regulären Jagdzeit erfolgen. Hierdurch 



 

wird sowohl den forstwirtschaftlichen Interessen, als auch dem Tierschutz in einem angemes-
senen Maß Rechnung getragen. 
 
Nach Abwägung der Interessen der Forstwirtschaft, sowie des Tierschutzes, ist die Schonzeit-
aufhebung, wie unter Ziffer 1 und 2 genannt, angemessen, um übermäßige Wildschäden ab-
zuwenden.  
 
 
Zu Ziffer 3: 
 
Des Weiteren wird die Auflage erteilt, dass die Anzahl der in dem Zeitraum nach Ziffer 1 er-
legten Schmalrehe und Böcke spätestens bis zum 31. Mai des jeweiligen Jahres der Unteren 
Jagdbehörde des Kreises Mettmann zu melden ist. Sollten keine Schmalrehe oder Böcke er-
legt werden, ist eine Meldung mit der Strecke 0 (null) abzugeben. Die Meldung der jährlichen 
Strecke für die jeweiligen Jagdjahre zum 15. April bleibt hiervon unberührt.  
Dadurch soll sichergestellt werden, dass ausschließlich, wie unter Ziffer 2 aufgeführt, Ab-
schüsse an Aufforstungsflächen, Wiederbewaldungsflächen sowie Verjüngungsflächen vorge-
nommen werden. Da eine Bestandsreduzierung insbesondere innerhalb der regulären Jagd-
zeit erfolgen soll, dient diese Auflage der Kontrolle der konkreten Abschusszahlen in dem unter 
Ziffer 1 genannten Zeitraum. Die Meldung der Strecke des vorgenannten Zeitraumes stellt das 
geeignetste Mittel dar, die Einhaltung der Auflage unter Ziffer 2 sicherzustellen und stellt keine 
unverhältnismäßige Belastung dar.  
 
 
Zu Ziffer 4: 
Gemäß § 36 Absatz 2 Nr. 3 VwVfG NRW besteht die Möglichkeit, einen Verwaltungsakt mit 
dem Vorbehalt eines Widerrufs zu erlassen. Dieser Widerrufsvorbehalt ermöglicht es, kurzfris-
tig auf sich verändernde Umstände und Sachverhalte reagieren zu können. Dies ist insbeson-
dere erforderlich, um auch dem Staatsziel Tierschutz ausreichend Rechnung tragen zu kön-
nen.  
 
 
Zu Ziffer 5: 
Gemäß § 80 Absatz 2 Nr. 4 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) entfällt die aufschie-
bende Wirkung einer Anfechtungsklage in den Fällen, in denen die sofortige Vollziehung im 
öffentlichen Interesse oder im überwiegenden Interesse eines Beteiligten besonders angeord-
net wird. 
Die Aufhebung der Schonzeit gemäß Ziffer 1 erfolgt nach dem Erlass „Jagdliche Maßnahmen 
zur Unterstützung der Wiederbewaldung nach den Kalamitätsschäden in den Wäldern von 
Nordrhein-Westfalen“ des Ministeriums für Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucher-
schutz des Landes Nordrhein-Westfalen vom 31.01.2020. Demnach soll eine verstärkte Beja-
gung von Schmalrehen und Böcken die Wiederbewaldungsmaßnahmen unterstützen, die auf-
grund der zunehmenden Bedeutung der Wälder für die Gesellschaft in Verbindung mit den 
aktuellen Herausforderungen für die Waldbesitzer, insbesondere nach den Kalamitätsschäden 
der Jahre 2018 und 2019, notwendig sind. Die sofortige Vollziehung einer in den Ziffern 1 
und 2 beschriebenen Schonzeitaufhebung liegt somit insbesondere im Hinblick auf die jeweils 
nur kurzen Zeiträume vom 01. April bis zum 30. April im Interesse der Waldbesitzer, sodass 
diese die von der Jägerschaft notwendige Unterstützung bei den Wiederbewaldungsmaßnah-
men erhalten kann. 
 



 

 
Zu Ziffer 6: 
Die öffentliche Bekanntmachung erfolgt durch einmaligen Abdruck im Amtsblatt des Kreises. 
Die Allgemeinverfügung tritt am Tage nach der Veröffentlichung im Amtsblatt in Kraft. 
 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage erhoben wer-
den. Die Klage ist beim Verwaltungsgericht Düsseldorf, Bastionstr. 39, 40213 Düsseldorf, 
schriftlich einzureichen oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle zu er-
klären. Die Klage kann auch durch Übertragung eines elektronischen Dokuments an die elekt-
ronische Poststelle des Gerichts erhoben werden. Das elektronische Dokument muss für die 
Bearbeitung durch das Gericht geeignet sein. Es muss mit einer qualifizierten elektronischen 
Signatur der verantwortenden Person versehen sein oder von der verantwortenden Person 
signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg gemäß § 55a Absatz 4 VwGO eingereicht 
werden. Die für die Übermittlung und Bearbeitung geeigneten technischen Rahmenbedingun-
gen bestimmen sich nach näherer Maßgabe der Verordnung über die technischen Rahmen-
bedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das besondere elektronische Be-
hördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung - ERVV) vom 24. November 2017 
(BGBl. I S. 3803). 
Wird die Klage schriftlich eingereicht, so empfiehlt es sich, je zwei Abschriften beizufügen. 
Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und den Gegenstand des Klagebegehrens be-
zeichnen. Sie soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsa-
chen und Beweismittel sollen angegeben, die angefochtene Verfügung soll in Urschrift oder in 
Abschrift beigefügt werden. 
Die Klagefrist ist nur gewahrt, wenn die Klage vor Ablauf der Frist beim Verwaltungsgericht 
eingeht. Falls die Frist durch das Verschulden eines von Ihnen Bevollmächtigten versäumt 
werden sollte, so würde dessen Verschulden Ihnen zugerechnet werden. 
 
 
Hinweis: 
Weitere Informationen erhalten Sie auf der Internetseite www.justiz.de.  
 
Mettmann, den 09.03.2021 
 
 
Kreisverwaltung Mettmann 
- Untere Jagdbehörde - 
 
Im Auftrag 
 
 
gez. 
Hanheide 
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